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Der Bundesminister für 

Wohnungswesen und Städtebau Bad Godesberg, den 10. November 1966 

IB1-2R 12/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Wohnungswirtsdiaftliche Situation in den Brennpunk- 
ten des Wohnungsbedarfs 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Wagner, 
Scbmidhuber, Wieninger, Prinz von Bayern, Dr.-Ing. 
Dr. h. c. Balke, Frau Dr. Kuditner, Frau Geisendörfer, 
Dr. Besold, Leukert und Genossen 
— Drucksache V/1044 — 


Die vorbezeichnete Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Entwicklung des Woh- 
nungsfehlbestandes in den Brennpunkten des Wohnungsbedarfs, 
insbesondere in der Region München? 

Infolge der sehr intensiven Wohnungsbautätigkeit seit der 
Währungsreform ist, wie in allen Gebietsteilen, auch in den 
Schwerpunkten des Wohnungsbedarfs der Bundesrepublik der 
kriegsbedingte Wohnungsmangel weitgehend beseitigt worden. 
Allerdings bestehen regionale Unterschiede. 

Im Raum München ist das Wohnungsdefizit, wie es nach dem 
Abbaugesötz aus der Gegenüberstellung der vorhandenen 
Wohnungen und der Zahl der Wohnparteien errechnet wird, 
ebenfalls ständig zurückgegangen, wie aus der nachstehenden 
Übersicht hervorgeht. 


Rechnerisches Wohnungsdefizit (in v. H.) 


Jahr 

Stadt 

6 Umland- 

Stadt- und Umland- 

München 

kreise *) 

kreise zusammen 

Ende 1961 

12,0 

9,6 

11,4 

Ende 1962 

10,5 

7,4 

9,7 

Ende 1963 

7,8 

4,2 

6,9 

Ende 1964 

5,9 

2,7 

5,1 

Ende 1965 

5,2 

2,0 

4,4 

*) Landkreise München, 

Dachau, Ebersberg, Fürstenfeldbruck, Starnberg, 


Wolfratshausen 
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Danach ist in den sechs Landkreisen im Umland der bayerischen 
Landeshauptstadt (einschließlich der Kreise Ebersberg und 
Wolfratshausen) das rechnerische Defizit von noch durchschnitt- 
lich 9,6 V. H. Ende 1961 auf 2,0 v. H. Ende 1965 abgesunken. 
Das bedeutet im Jahresdurchschnitt eine Abnahme um 1,9 Punk- 
te. Bis auf den Landkreis München hat in allen Umlandkreisen 
das rechnerische Wohnungsdefizit die gesetzlich festgelegte 
3^/o-Grenze bereits unterschritten. Wohnraumbewirtschaftung, 
bisheriger Mieterschutz und Mietpreisbindung sind daher 
schon aufgehoben. 

In der Landeshauptstadt München selbst hat sich das rechne- 
rische Wohnungsdefizit in den letzten vier Jahren von 12,0 v. H. 
Ende 1961 auf 5,2 v. H. Ende 1965 vermindert. Im Jahresdurch- 
schnitt betrug die Abnahme also 1,7 Punkte. 


2. Rechnet die Bundesregierung damit, daß es gelingen wird, den 
Wohnungsfehlbestand in den sogenannten „schwarzen" Kreisen 
unter Berücksichtigung des teilweise sehr starken Zuzugs bis 
zum 31. Dezember 1967 weitgehend abzubauen? 

Aufgrund der übersehbaren Entwicklung erwartet die Bundes- 
regierung, daß auch in der verhältnismäßig geringen Zahl der 
noch „schwarzen'' Kreise bis zum vorgesehenen Endtermin, dem 
31. Dezember 1967, ein Grad der Wohnungsversorgung erreicht 
wird, der bei den gegebenen sozialen Absicherungen (soziales 
Miet- und Wohnrecht, Wohngeld) den Wegfall der zwangs- 
wirtschaftlichen Bindungen zuläßt. Aufgrund der hohen Bau- 
überhänge nach 1966 und der Langfristigkeit des Bauvorgangs 
erwartet die Bundesregierung in den meisten noch „schwarzen" 
Kreisen für 1966 einen hohen Wohnungszugang. Auch 1967 
dürften die Fertigstellungen von vor dem Auftreten der Finan- 
zierungsschwierigkeiten bereits finanziell gesicherten Wohn- 
bauten nochmals beachtlich sein. Soweit es sich bei den noch 
„schwarzen" Kreisen um Großstädte handelt - — von 56 Groß- 
städten (ohne Berlin) hatten schon Ende 1965 nur noch 14 ein 
rechnerisches Defizit von 3 v. H. und mehr — wirkt außerdem 
ein weiterer Rückgang der Zuwanderung entlastend, soweit 
nicht schon ein Abwanderungsüberschuß eingetreten ist. 

Von den größten Städten mit einer halben Million Einwohnern 
und mehr sind bereits gegenwärtig „weiß": Bremen, Hannover, 
Dortmund, Duisburg, Essen, Frankfurt. Abgesehen von einer 
geringen Zahl nie ganz vermeidbarer Härtefälle hat sich auch 
hier die Überführung des Altwohnungsbestandes in eine markt- 
wirtschaftliche Ordnung so vollzogen, wie es von der Bundes- 
regierung erwartet worden ist. 

Einem möglichst reibungslosen Übergang der restlichen 
„schwarzen" Kreise in eine marktwirtschaftliche Ordnung bis 
Ende 1967 wird es dienen, wenn die zur Miete wohnende Bevöl- 
kerung möglichst gut und gründlich über das neue soziale Miet- 
und Wohnrecht und über das Wohngeld unterrichtet wird und 
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wenn von den Hausbesitzern in sozial und menschlich schwie- 
rigen Fällen Zurückhaltung bei der Ausübung des Kündigungs- 
rechts geübt wird. 

Auch für die bayerische Landeshauptstadt München kann an- 
gesichts der intensiven Bemühungen des Landes, der Stadt 
selbst und des unternehmerischen Wohnungsbaues erwartet 
werden, daß das Wohnungsdefizit im laufenden Jahr weiter 
deutlich abnimmt und daß sich diese Abnahme auch 1967 fort- 
setzt. Im zu Ende gehenden Jahr wird jedenfalls, angesichts 
des hohen Überhangs an bereits zu Jahresbeginn im Bau be- 
griffenen Vorhaben, der Wohnungszugang wieder höher sein 
als im voraufgegangenen Jahr. In der Öffentlichkeit ist im übri- 
gen zu wenig bekannt, daß auch der Zuwanderungsüberschuß 
nach München, der noch 1961 35 400 Personen betragen hatte, 
sich innerhalb der letzten vier Jahre halbiert hat. 1965 hat der 
Zuwanderungsüberschuß nur noch rund 17 700 Personen be- 
tragen. Er hat 1966, soweit bisher übersehbar, weiter nachge- 
lassen. Dieser Rückgang wirkt entlastend auf die Wohnungs- 
versorgung. Sicher ist die Abnahme des Zuwanderungsüber- 
schusses in die Landeshauptstadt zum Teil darauf zurückzu- 
führen, daß viele aus der Großstadt in die benachbarten Land- 
kreise hinausstreben, wo sie auch bessere Möglichkeiten finden, 
zu Eigentum an Heim und Garten zu gelangen, eine Entwick- 
lung, die vom Standpunkt der Raumordnung nur zu begrüßen 
ist. Trotzdem hat der Wanderungsgewinn auch des gesamten 
Raumes in den vergangenen vier Jahren um rund ein Viertel 
abgenommen. Außerdem muß man bedenken, daß an der Zu- 
wanderung nach München während der letzten Jahre die aus- 
ländischen Gastarbeiter einen erheblichen Anteil hatten. 


3. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, das Angebot 
an preisgünstigen Wohnungen in den Brennpunkten des Woh- 
nungsbedarfs zu steigern? 


In den vergangenen eineinhalb Jahrzehnten ist das Angebot 
an preisgünstigen Wohnungen durch Förderung des sozialen 
Wohnungsbaues und durch mittelbare Hilfen und Erleichte- 
rungen für den Bau ebenfalls preisgünstiger Wohnungen im 
steuerbegünstigten Wohnungsbau auch in den Schwerpunk- 
ten des Wohnungsbedarfs laufend gesteigert worden. Dieser 
Weg soll in den kommenden Jahren weiter beschritten werden. 
Dabei wird es im Rahmen des verbleibenden Defizits besonders 
darauf ankommen, den bisher zu kurz gekommenen kinderrei- 
chen Familien, alten Menschen, jungen Familien und anderen 
besonders hilfsbedürftigen Personenkreisen eine verstärkte 
Förderung angedeihen zu lassen. 

Es darf aber auch nicht übersehen werden, daß gerade aus dem 
Altwohnungsbestand infolge Todesfall, Haushaltsauflösung aus 
sonstigen Gründen, durch Wegzug, durch Bau eines Eigen- 
heims u. a. m. ständig Wohnungen für eine Neuvermietung 
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frei werden. Aber auch von dem inzwischen sehr beachtlichen 
Bestand, an Sozialwohnungen und Wohnungen gemeinnütziger 
Wohnungsunternehmen wird laufend durch Ortswechsel, Haus- 
haltsauflösung u. ä. eine größere Zahl für eine andere Beset- 
zung frei. In den großen Städten ist bekanntlich ein wesentlicher 
Teil dieser gebundenen Wohnungen in Händen großer Woh- 
nungsuntemehmen, an denen zum Teil die Kommunen selbst 
beteiligt sind. Hier sollten in einem möglichst engen Einverneh- 
men zwischen den kommunalen Behörden und den Wohnungs- 
unternehmen die laufend freiwerdenden Sozialwohnungen noch 
sorgfältiger als bisher nach sozialen Kriterien vergeben wer- 
den. Das 1965 novellierte Wohnungsbindungsgesetz bietet aus- 
reichende Handhaben für eine Berücksichtigung der einkom- 
mensschwachen Personen und Familien bei der Neubelegung 
freiwerdender oder Erstbelegung neu erstellter Sozialwohnun- 
gen. 


Dr, Heck 


4 



